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Der Ges etzgeber verfolgt mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz @ilMoG) vier Zielset-

zungen: Deregulierung, Konservierung der Prinzipien des deutschen Bilanzrechts und Umset-

^rngvon 
EU-Richtlinien sowie Schaffung einer dauerhaften und kostengtinstigeren Alternati-

ve zltl den IFRS. Der Beitrag nimmt diese größte Reform des Handelsbilanzrechts seit dem

Bilanzrichtlinien-Gesetz von 1985 (BiRiLiG) zum Anlass, Anpassungs- und Erweiterungsbe-

darf in den Aktionsfeldern der Conüoller aufzveigen. Im Fokus stehen im Grunde Informati-

onsbedarl Vorsysteme und das Management-Reporting sowie primär Neuregelungen im Ein-

zelabschluss.

1. Einführung

Mit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG; BGBI. I. vom 28.05.2009, S. 1102ff)

erfolgt eine umfassende HGB-Modernisierung nach jahrelanger konfroverser Diskussion (vgl.

Ernst/Seidler,2009). Kernanliegen der Bilanzrechtsmodernisierung sind Deregulierung (Ent-

lastung der Unternehmen durch Erleichtenrngen bei der Rechnungslegung), Konservierung

@ewahrung der Prinzipien des deutschen Bilanzrechts, d.h. handelsrechtlicher Jahresab-

schluss als Grundlage der AusschUttungsbemessung und Ausgangspunkt der steuerlichen Ge-

winnermittlung), Harmonisierung (Umsetzung von EG-Richtlinien - Abändenrngs- und Ab-

schlussprüferrichtlinie) sowie Internationalisierung (Schaffung einer dauerhaften und kosten-

gtinstigeren Alternative zu den IFRS).

Prof. Dr. Peter Lorson,Inhaber des Lehrstuhls Unternehmensrechnung und Controlling, Universität Rostock;

Prof. Dr. Winfried Melcher, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater u. Partner der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft (BerliQ und Honorarprofessor für Wirtschaftsprüfung, Universität Rostock; Prof. Dr. Horst Zündorf

Inhaber des Lehrstuhls Betriebswirtschaftliche Steuerlehre und externes Rechnungswesen, Universität Hamburg.



2

Das Bändel der Neuerungen (vgl. statt vieler Ernst, Ch.ftr{aumann, K.-P.,2009; Küting,

K./Pfitzer, N./V[eber, C.-P. (Hrsg.), 2009; Schruff, W./Melcher, W. (Hrsg.), 2009;vgl. auch

Lorson, P./Zündorf,H.,2009) trittvollumfiinglich für Geschäftsjahre, die nach dem

31.12.2009 beginnen, in Kraft und hat gewichtige Auswirkungen auf die Controllerarbeit (vgl.

hierzu insgesamt lCV-Facharbeitslveis ,,Controlling und IFRS" (Hrsg.), 2009).

Das BilMoG verändert das Verhälüris der Teilgebiete des Rechnungswesens, stellt andere

Anforderungen an Controller als Informationsdienstleister für die Rechnungslegung und hat

Konsequetlr;en für das rechnungslegungsgestützte Management-Reporting. Diese Aspekte

ziehen sich durch die nachstehenden Ausführungen. Besonderheiten der Konzernrechnungs-

legung und Branchenbesonderheiten (2.B. von Kreditinstituten) werden nicht betrachtet.

2. Veränderungen im Rechnungswesengefüge

Veränderungen im Gesamtkonzept des Rechnungswesens betreffen das Verhältnis von Han-

dels- und Steuerbilanz nach nationalem Recht sowie das Verhälüris von Jahresabschlüssen

nach HGB und IFRS. Sie betreffen auch die Frage, ob das BilMoG einen Beitrag zur Konver-

gerrz des externen Rechnungswesens leistet (rrg1. unter anderem zu diesem Aspekt der Kon-

vergenz umfassend Lorson, P./Melclter, W./Znndorf H., 2010).

Verhältnis von Handels- und Sfeuerbilanz

Das Konservierungsziel weckt die Erwartung nach verbesserten Möglichkeiten der Erstellung

einer so genannten Einheitsbilanz. Darunter versteht man die bei kleinen und mittleren Unter-

nehmen verbreitete Praxis, eine Bllar:.z zu erstellen, die zugleich als Handelsbilanz und als

Steuerbilaru deklariert wird. Die Basis hierflir bildet $ 5 Abs. I EStG. Demnach ist die Steu-

erbllanz nach handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) aufzt-

stellen, sofern das Steuerrecht keine eigenständigen Regelungen enthält (vgl. umfassend nr

dem qualifizierten Gesetzesvorbehalt Kirchhof, G., 2009). Das BilMoG wird der Erwartung

der Stärkung der Einheitsbllam einerseits gerecht. So werden zahlreiche Unterschiede zuti-

schen Handels- und Steuerbilanzrecht beseitigt. Andererseits führt das BilMoG auch zu Neue-

rungen im HGB, die nicht mit dem Steuerbilannecht verträglich sind. Hierzu zählt die Ab-

schaffung der umgekehrten Maßgeblichkeit für subventionierende Steuervergünstigungen.

Vor Geltung des BilMoG mussten steuerliche Wahlrechte zuvor auch in der Handelsbilam

ausgeübt werden, lrm steuerliche Anerkennung zu finden. Nunmehr existieren die entspre-
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chenden Öffnungsklauseln im HGB nicht mehr. Zudemsind nach g 5 Abs. I Satz 2 EStG

steuerrechtliche Wahlrechte autonom in der Steuerbilar.z ausübbar, sofern entsprechende Ver-

zeichnisse geführt werden. Die Unmöglichkeit einer Einheitsbilanz resultiert weitergehend

vor allem aus den Regelungenzv latenten Steuern (S 274 HGB), zur Abschreibung des Ge-

schäfu- oder Firmenwertes über die wirtschaftliche Nutzungsdauer (Begrtindungspflicht bei

einer Nutzungsdauer von mehr als 5 Jahren nach $ 285 Nr. 13 HGB), zrnrr (wahlweisen) An-

satz von immateriellen Vermögensgegenständen ($ 248 Abs. 2 HGB), zur Berücksichtigung

von Kostentrends bei der Ermittlung des Erfrillungsbetrags von Rückstellungen ($ 253 Abs. I

HGB), nt Abzinsung von Rückstellungen nach den Bundesbanlvorgaben ($ 253 Abs. 2

HGB), zu Pensionsrückstellungen und Deckungsvermögen ($ 246 Abs. 2 HGB) sowie zur

Währungsrumectrn ntg ($ 256a HGB).

Angesichts vertiefter konzeptioneller Unterschiede zwischen Handels- und Steuerbilar.z sowie

der von der Finanzverwaltung vertretenen Auffassun g 
^fi 

formellen Maßgeblichkeit (weitge-

hende Aufhebung; Entwurf eines BMF-Schreibens,2009) ist grundsätzlich eine organisatori-

sche Trennung der handels- und steuerrechtlichen Buchführung zu prüfen. Die Zulässig-

keit einer autonomen Ausübung von GoB-konformen Wahlrechten in der Steuerbilam macht

eine von der Handelsbilanz losgelöste Steuerbilanzpolitik möglich, die mit einer erhöhten

betriebswirtschaftlichen Aussagekraft der Handelsbilanz einhergeht. Eine flankierende orga-

nisatorische Trennung der Buchführung wäre insoweit konsequent und mit Erleichterungen

bei der Vorbereittrng steuerlicher B etriebsprüfungen verbunden.



Verhältnis von Einzel- und Konzemaöschluss

Bedeutsam sind die Neuregehmgen des BiMoG, die die rechtsformbedingten Bilanzie-

rungsunterschiede zwischen Personenhandelsgesellschaften und Kapitalgesellschaften eli-

minieren sowie das HGB an die IF'RS annähern, ohne - y6l dusn:hmen abgesehen - eine

einheitliche Bilanzierung (HGB: IFRS) zu ermöglichen (vgl. Tabelle 1).

o Abschaffirng des Wahlrechts zur außer-
planmäßigen Abschrer'bung im Nicht-
Finanzanlagsvermögen gemäß $ 253
Abs. 2 HBG a.F. i.V. m. $ 279 HGB
a.r.;

o AbschaffingderAbschreibrmgennach
verntinftiger kaufrnännischer Beurtei-
lung gemäß $ 253 Abs.4 HBG a.F.

r AbschaffimgdesZuschreibungswahl-
rechts bei Wegfall der Gründe gem2iß

$ 253 Abs. 5 HBG a.F.
r Abschaffirng des Wahlrechts zur Akti-

vienmg von Ingangsetzungs' rmd Erwei-
terungsaufivendrmgen gemäß $ 269
IIBG a.F.

o AbschaffrrngderumgekehrtenMaßgeblichkeit;
. Neuregehmg der latenten Steuem (S274 HGB);
. Aktivierungspflicht für den derivativen GeschZifis- oder Firmenwert im

Einzelabschluss ($ 246 HGB);
o Wegfall des Aktivierungswahlrechts für als Aufirand verechnete Zöllen

und Verbrauchssteuenr ( 250 Abs. I HGB a.F.);
. ktinftiges Aktivierungswahlrecht für bestimmte selbst geschaffene imma-

terielle Vermögensgegenstände des Anlageverrnögens ($ 24S Abs. 2
HGB);

. Abschaffirng der Aufi#andsrückstellungen gem?iß g 249 Abs. I SaE 3
und Abs. 2 HBG a.F.;

o Wegfall des Abschreibungswahlrechts auf den in naher Zukunft erwarte-
ten niedrigeren Wert ($ 253 Abs. 3 Satz 3 HGB a.F.);

r Unzulässigkeit des Hifo-Verfahrens ($ 256 HGB);
. Anhebung der Werhrnteqgrenze der Herstellungskosten ($ 255 Abs. 2

HGB);
. Neuregelung von Bewerhrng und Ausweis von Pensionsrückstellungen

($$ 246 und 253 Abs. I und2 HGB) sowie Rückstellungen allgemein;
o Kodifizieruns der Wäihrunesumrechnune ß 256a HGB)).

Tab. 1: Neuregelungen - Beispiele

Im Ergebnis werden die einzelgesellschaftliche und die konzernbezogene Rechnungslegung

vereinfacht.

3. lmplikationen ausgewählterEinzelvorschriften

Überblick

Einen Überblick über ausgewählte Einzelvorschriften mit potentieller Conftoller- bmr. Cont-

rollingrelevanz enthält die nachfolgende Tabelle 2 (modifiziert entlommen aus Lorson,

P./Melcher, W./Zündorf H.,2009, S. 53-55). Nach konzisen Erläuterungen hierzu (vgl. Eben-

da,S.55-63 sowie die Begründungen des Gesetzgebers inErnst, Ch./Ir{aumann, K.-P.,2009)

ist ausführlicher auf den Themenkomplexe der Entwicklungskosten einzugehen.
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Kriterien zur Abwägung von Chancen und Risiken insbesondere bei Leasing
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Nutzungsdauerbestimmung u.a gemäß
. Art und Bestandsdauer der Zielobjekts,
o Branchenbesonderheiten (auch unter Berücksichtigung von Absatz- und Beschaffirngsmärkten

sowie wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ura üet6e*erberreaktionen),
r Produktlebenszyklen,
o Laufzeit von Absatz- oder Beschaffirngsverfägen,
r Verhalten wichtiger Mitarbeiter des erworbenen Unternehmens, die voraussichtliche Tätigkeit

von wichtisen Mitaöeitern
Ermittlung von beizulegenden Zeitwerten, Steuerung der Unternehmensgröße, Beeinflussung von
Personal- und Zinsaufirrand

s$lb$#ff$ffi$$$ffi ffilct:iinii:i|lii

ffi äüö.$,iti'$öüi{iiüSi:r $#ti$;:iD:i{*{Fßlil
Abgrenzung der Forschungs- und Entwicklungsphase bei Wahnrng branchenüblicher Relation€n;
Einrichtuns eines Proiektcontrolline

n$e,S#llffiiii*i:ii
üSiiiä5$iülh*üili:tidi1i .ä

lnformationsbereitstellung (Zinssätze der Bundesbant Kostentrends; unterschiedliche Bewertun-
sen für Handels-. Steuer- und IFRS-Bilanz)
Identifikation von Grundgeschäften, Auswahl von Sicherungsinskumenten, Auswahl a&iquater
ElreKuvlta$tests, Lrat€noescnanung nrr ElleKuvrultstests uno cre trurncnrung von ljoKum€nlau
ons- und Überwachunqssvstemen

H ffi.iiiiiiiilllilll:iil.llii
t$..2s,s.**;1a,u*...uün)..

Anhebung der handelsrechtlichen Werhmtergrenze mit potentiellen Auswirkungen auf die
Informationsbereitstellung bei eigenständiger Bilanzpolitik in Handels- und Steuerbilanz ss\ili.
nicht steuerrechtlich anlässisen Äbschreibunesverfa;ren

B,äia4lögcrrdeiZeiffiffi
($,,255,Äbsl,4,IIGBI.,,,,.,,r,.,

Standardisierte Markpreisbereitstellung, Methodendatenbanken zu Bewertungsmodellen sowie
deren Verbreitune

r.$ii
(ü 2564,ffiG$):::1::i':::i:::::i:,Li:.;::.:.;',::,:':',i:::::.:':,:i':,.::::

Einheitliche Bereitstellung von Devisenkassamittelkursen, ggf. volatilere Teilergebnisse

Tools zur Erfassuns latenter Steuern nach dern hilanzorientierten temnorarv concent: Werthaltio-
keitsberechnungen für Verlustvorträge; Anpassung von lT-Systemen an geänderte Ausweisvor-
schriften
Reorganisation zur Wahrung der Einheit von Bilanzierung und Erfassung von angabepflichtigen
Sachverhalten; Analyse, evtl. Reorganisation und Dokumentation in Bezug auf Risiken im Rech-
nungsleqrmgsprozess (in Zusammenaöeit mit der internen Revision)

Tab. 2: Ausgewählte Einzelnonnen mit potenzieller Controllingrelevanz

Die Kodifizierung des wirtschaftlichen Eigentums soll - so die Regierungsbegrtindung - die

Leasingbilanzierung in der Handelsbilanz nach den steuerlichen Erlassen nicht ?indern. Aller-

dings wird es nun im Schrifttum auch für möglich gehalten, hiervon abzuweichen (vgl. Küh-

ne, E./Melclter, W. (2009), S. l5-19; Pfirmann, A./Schäfer, R.,2009, S. 129-131) und einen

eigenen Kriterienkatalog zur Würdigung der wirtschaftliches Eigentum begrtindenden Chan-

cen und Risiken zu entwickeln, der ggf. IAS 17 nachgebildet ist.

Die ktinftige Aktivierungspflicht für einen derivativen Geschäfts- oder Firmenwert im Ein-

zelabschluss macht die Ermittlung von Zeitwerten der übernommenen Vermögenswerte und

Schulden unumgänglich. B ei der Methodenauswahl und Informationsbeschaffung sollten

Controller aufgnrnd ihrer Kompeteru in der Anwendung von Planungstools eingebunden

werden. Zudemmuss eine planmäßige Nutzungsdauer bestimmt ($ 253 Abs. 3 HGB) und

sorgfültig begründet werden ($ 285 Nr. 13 HGB). Dies erfordert eine Abstimmung mit der

mittel- und langfristigen sowie mit der strategischen Planung, deren Daten im Regelfall von

Seiten des Confrolling vorgehalten werden.
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Insolvenzfeste Pensionsverpflichtungen tilgende Vermögensgegenstände (sog. Deckungs-

vermögen) sind atmbeizulegenden Zeitwert amBllarustichtag zu bewerten und mit Pensi-

onsrückstellungen ar saldieren (5 247 Abs. 2 HGB), wobei ein Aktivüberhang des De-

ckungsvermögens über die Pensionsrückstellungen gesondert ausweispflichtig ($ 266 Abs.2

E. HGB) und - unter Berücksichtigung passiver latenter Steuern - ausschüttungsgesperrt ist

($ 268 Abs. 8 HGB). Damit verbunden ist die Saldierung der jeweiligen Wertändenmgen von

Deckungsvermögen und Pensionsrückstellungen. Die entsprechende Saldierung von Aufiven-

dungen und Erfägen wirkt unter anderem auf die Höhe des Personalaufivands, der somit im

Zeitablauf nicht mehr ohne Weiteres vergleichbar ist. Neben der Aufivands- und Ertragsstruk-

tur wird auch die Bilanzsumme als ein Maß der Unternehmensgrößenklasse (S 267 HGB)

beeinflusst. Zudem werden zvr IFRS-Konzemrechnungslegung verpflichtete Unternehmen

ktinftig drei unterschiedliche Werte zu Pensionsrückstellungenbntr. bezüglich des damit ver-

bundenen Periodenaufivands ermitteln müssen, da sich die Vorschriften nach HGB, EStG und

IFRS nm Teil gravierend unterscheiden (vgl. Tabelle 3). Hieraus ergeben sich besondere

Anforderungen für die Abschlussplanung (Einholrntg von drei Gutachten) und die Dateninter-

pretation bzvt. Auswahl relevanter Informationen für die Unternehmenssteuenrng.

Wertmaßstab für die Zugarrgs- und Folgebewertung von Rückstellungen bildet der (ktinftige)

Erfüllungsbetrag. Übersteigen die Restlaufzeiten ein Jahr, ist eine Abzinsung gemäß RückAb-

zinsV (vom I 8.1 I .2009) mit dem von der Bundesbank ermittelten Durchschnittszins der letz-

ten sieben Jahre vorzunehmen ('t gl.

http : //www.bundesbank. de/statistik/statistik_zinsen.php#abzinsun g).

Die Bundesbank veröffentlich monatlich - für bestimmt e Zeitfenster geltende - Zinssätze flir

die gawjährigen Laufzeiten von einem Jahr bis 50 Jahre. Controller können diesbezüglich die

Bilanzierer durch eine standardisierte Informationsbereitstellung und deren Aktualisierung im

Intranet unterstützen, sollten aber zugleich sicherstellen, dass diese Ztnssätze nicht anderwei-

tig genutzt werden.

Iii$ffi#ffi H6ts BSffii;iir IflR

#öi Nicht voreeschrieben Steuerliches Teilwertverfahren AnsammlunesbarwertYerfahrcn
Gemäß RückAbzinsV: Frist-
adäouat oder l5-Jahres-Zins

60/o
Frist- und Risikoadäquat
(erstran giee Industrieanleihen)

Pflicht Veöot Pflicht
Sakliqrrmürit,D Esvffiös€Nt Pflicht Veöot Plicht

ffi$:d i:#* $i:i Unbeschränkt nJa Gsf. beschtinkt

Tab. 3: Synopse zur Rückstellungsbilanzierung nach HGB, EStG und IFRS (vereinfacht)
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Parallel dant werden entsprechende Kostentrends in Abstimmung mit der Unternehmenspla-

nung benötigt, wie Personalkosteninformationen (Gehaltstrends und Rententrends) zur Be-

wertung von Pensionsrückstellungen oder Gehaltstrends und sonstige Kostenentwicklungen

bei Sachleistungsverpflichtun gen (2.8. Rückbauverpflichtungen oder Gewährleistungsver-

pflichtungen). Dieser Mix aus ungeglätteten Kostentrends und durchschnittlichen (unter ande-

rem inflationsinduzierten) Zinssätzen wird für eine höhere Volatilitat führen und ggf. die Aus-

sagef?ihigkeit im Zeitvergleich beeinflussen. Dies gilt für Pensionsrückstellungen in besonde-

rem Maße. Zumal hier das Wahlrecht besteht, statt der effektiven Laufzeiten der Zusagen in

bestimmten Fällen eine fiktive Restlaufzeit von l5 Jahrer zar wählen.

Ein Wahlrecht zur Bildung von Bewertungseinheiten (Zusammenfassung von Vermögens-

gegenständen, Schulden, schwebenden Geschäften oder mit hoher Wahrscheinlichkeit erwar-

teten Transaktionen zvmAusgleich gegenläufiger Wertändenrngen oder Zahhngsströme aus

dem Eintritt vergleichbarer Risiken mit Finanzinstrumenten) wird ersfrnals durch das BilMoG

kodifiziert. Präzise Normen zum Hedge Accounting enthält das neue Bilanzrecht aber nicht.

Diese sollen im Dialog zwischen Unternehmen und Abschlussprüfer entwickelt werden (vgl.

Ernst, Ch.ftr{oumann, K.-P.,2009, S. 94). Letztlichwerden diese Unternehmen, wie auch die

nicht-prufungspflichtigen Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften, sich pri-

mäir an der bisherigen steuerlichen Praxis orientieren mtissen. Die IFRS sind hierzu deshalb

weniger geeignet, weil sich die Bilanzierungsmethoden unterscheiden und der Kreis der

Grundgeschäfte nach IFRS enger gefasst wird als nach HGB (einschließlich aller Warenter-

mingeschäfte). Controller könnten bei diesem Bilanzierungsfeld in Bezug auf die Identifikati-

on von Grundgeschäften, Auswahl von Sicherungsinstrumenten, Auswahl adäquater Effekti-

vitätstests, Datenbeschaffung für Effektivitätstests und die Einrichtung von Dokumentations-

und Überwachungssystemen eingebunden werden.

Im neuen HGB wird die Wertuntergrenze der Herstellungskosten auf das steuerliche Niveau

angehoben. Gleichwohl können die verbleibenden Wahlrechte wohl ktinftig in Handels- und

Steuerbilatuunterschiedlich ausgeübt werden (vgl. Pfirmann, A./Schrifer, R.,2009,5. 127).

Zudem därfen rein steuerliche Abschreibungen keinen Eingang in die Handelsbllam finden.

Neben den damit verbundenen Abgrenzungs- und Trennungsfragen ist es aus Conüollersicht

bedeutsam, dass ftir die Bestandsbewertung hinftig eine Teilkostenrechnung (auf Basis vari-

abler Kosten) nicht mehr ausreicht. Dadurch könnten die Befürworter einer Vollkostenrech-

nung Auftrieb erhalten und anregotr, aus Grtinden einer (vermeintlichen) Kostenwirtschaft-

lichkeit auf eine parallele Teilkostenrechnung auf Basis von variablen Kosten neben der für
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Aktivierungsavecke notwendigen Vollkostenrechnun g 
^t 

verzichten. Dies hätte das Fehlen

von relevanten Kosteninformationen für kurzfristige Entscheidungen sowie die Unmöglich-

keit einer kurzfristigen Erfolgsprognose zur Folge. Erfolgsrechnungen werden durch eine

Proportionalisierung der Fixkosten bei Auseinanderfallen von Produktions- und Abs atmrenge

durch den sog. Verkauf von Fixkosten ans Lager (Bestandsaufbau) bzut. Verkauf von Fixkos-

ten vom Lager (Bestandsabbau) verzerrt (vgl. zu einer Beispielrechnung Radinger, G., 2009,

S. 204ff.). Tabell e 4 zeigteine Gegenüberstellung der Bestandteile der Herstellungskosten

nach HGB n.F. und EStG, die bisher noch unterschiedlich waren.

HGsi:l*a

Mrft#$ff kü Pflicht Pflicht Pflicht
üüssöilüftcft$ üiii Pflicht Pflicht Pflicht

Sltüüöl$li äftiis üi&r::ff, ftüü Pflicht Pflicht Pflicht
ütöüifiil äffiftö*fäfiixl Wahlrecht Pflicht Pflicht
ßäüfiffiüffiüßä$i$k$ 'Wahlrecht Pflicht Pflicht

N:i:a

ir.il

Verbot
Wahlrecht

Pflicht
Pflicht

Veöot
Pflicht

Wahlrecht
Wahlrecht
Wahlrecht

Wahlrecht
Wahlrecht
Wahlrecht

lMatrlrecht
Wahlrecht
Watrlrecht

üfiöiüä.r,VF i,ii Wahlrecht Watrlrecht Wahlrecht
iH *räXlil#üs ll*fän*b iii*ii#-#öilfl äi&Nköxüiift Wahlrecht Wahlrecht Wahlrecht

V..Siffibb$köit$ü:i:ii Veöot Verbot Veöot
fi-,ö*[€tii,äü*kä*töür,ii Verbot Verbot Verbot

Tab. 4: Synopse zur Herstellungskostenermittlung nach HGB und EStG (vereinfacht)

Bestimmte Normen schreiben die Bewertung von Bilan4posten zum beizulegenden Zeit-

wert ($ 255 Abs. 4 HGB) vor, der nicht zwangsläufig dem unverändert in anderen Fällen ge-

forderten niedrigeren beizulegenden Wert ($ 253 HGB) entspricht. Anwendungsftille bilden

z.B. das Deckungsvermögen, das Hedge Accounting, die erfolgswirksame Umrechnung von

kurzfristigen Fremdwährungssachverhalten und die Bewertung des Reinvermögens im Rah-

men der Ermittlung des derivativen Geschäfts- oder Firmenwerts. Dabei sind bevorzugt

Marktwerte auf einem aktiven Markt herannniehen. Ersatzrveise ist auf anerkannte Bewer-

tungsmethoden zurückzugreifen. Fehlen solche, ist auf die Bilanzierung zu fortgeführten An-

schaffungswerten auszuweichen. Conffollerinput und -knowhow könnte hier in Bezug auf die

Markpreisbereitstellung, die Methodenkompetenz und Datenermittlung bei Bewerlungsme-

thoden sowie die Dokumentation anerkannter Bewertungsmethoden benötigt werden.

Durch das BilMoG wird erstmals die Währungsumrechnungsmethode kodifiziert ($ 256a

HGB). Neu ist die nun zwingende Verwendung des Devisenkassamittelkurses einheitlich ftir

Passiva und Aktiva. Ztdem müssen kurzftistige Fremdwährungsposten - ggf. unter Außer-

achtlassung des Realisationsprinzips - stichtagsbezogen umgerechnet werden. Das Control-
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ling hat also künftig andere (weniger) Informationen bereitzustellen. Zudemwerden durch die

Vereinfachung des einheitlichen Kurses die Zeitvrerte nur noch approximiert, und durch die

teilweise Realisierung unrealisierter Gewinne können die Volatilitaten im Bereich der sonsti-

gen betrieblichen Aufivendungen und sonstigen betrieblichen Erträge zunehmen.

Auf die Ändenrngen im Bilanzgliederungsschema ($ 266 HGB) ist mit Anpassungen der IT-

Systeme ztt reagieren. Zudem sind wohl auch Kennzahlendefinitionen anzupassen. Relevante

Bilanzierungsfelder sind: Aktivierung selbst geschaffener Vermögensgegenstände des Anla-

gevermögens (Wahlrecht), ausstehende Einlagen auf das Gezeichnete Kapital (offene Saldie-

nmg auf der Passivseite), eigene Anteile (offene Saldierung auf der Passivseite) und das De-

ckungsvermögen (Saldierung oder Sonderausweis eines Aktivüberhangs als letzter Posten).

Zudemmüssen Kapitalgesellschaften etwaige latente Steuern gesondert als vorletzten Posten

der Aktiv - bnxr . Passivseite ausweisen.

Durch das BilMoG wird das Konzept der latenten Steuern ($$ 274 und 306 HGB) auf nicht-

permanente Bilanzierungsunterschiede zwischen Handels- und Steuerbilar.z für mittelgroße

und große Kapitalgesellschaften sowie für den Konzernabschluss geändert (bilanzorientiertes

temporary concept (wie nach IFRS) statt bisherigem GuV-orientierten timing concep| - unter

Beachtung des Diskontienrngsverbots. Kleine Kapitalgesellschaften und Personenhandelsge-

sellschaften müssen künftig weiterhin passive latente Steuern nur erfassen, wenn diese zu

Rückstellungstatbeständen im Sinne von $ 249 Abs. I HGB führen. Anders als bei mittelgro-

ßen und großen Kapitalgesellschaften bleibt es wohl bei Personenhandelsgesellschaften wei-

terhin beim Ausweis als Rückstellung (entgegen $ 266 HGB). Trotz bestehender Wahlrechte

werden nicht kleine Unternehmen ihre Systeme auf die Ermittelbarkeit und Dokumentierbar-

keit von latenten Steuern umfassend anpassen müssen. Controllerunterstätzung könnte insbe-

sondere in Bezug auf Werthaltigkeitsprüfungen bei bestehenden Verlustvorträgen angezeigl

sein. Die Werthaltigkeit bemisst sich nach dem hiermit verrechenbaren zukünftigen steuerli-

chen Einkommen. Dabei darf der Planungszeitraum fünf Jahre nicht übersteigen (vgl. im Ein-

klang mit der Regierungsbegrtindung E-DRS-24,T2.18; a.A. IDW ERS HFA 27,T2.14). Die

besondere Herausforderung besteht zumeist darin, dass eine originäre (mehrjährige) Steuer-

planung in der Praxis bislang kaum anzutreffen ist. Insofern ist in Abstimmung mit der Steu-

erabteilung die verbreitete frnanz- oder ergebnisorientierte mittelfristige Untemehmenspla-

nung auf die Größe Steuerliches Einkommen überzuleiten. Die hierbei vollzogenen Schritte

und genutzten Methoden müssen nachvollziehbar und prüfungsfest sein.
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Das HGB in der Fassung des BilMoG sieht gegenüber dem HGB a.F. künftig ausführlichere

und zusätzliche Angabepflichten vor. Der Umfang des Anhangs und des Lageberichts wird

zunehmen. Neben organisatorischen Auswirkungen (parallele, statt sukzessiver Erstellnttg

von Rechenwerken und Anhang) stellen auch die inhaltlichen Anfordenrngen die Auskunfß-

bereitschaft und -fiihigkeit der Unternehmen auf die Probe:

. Beispiele für Angabepflichten im Anhang sind: die Außchlüsselung des von dem Ab-

schlussprüfer für das Geschäftsjah berechneten Gesamthonorars ($ 285 Nr. 17 HGB);

nicht zu marktüblichen Bedingungen zustande gekommene wesentliche Geschäfte mit

nahe stehenden Unternehmen und Personen ($ 285 Nr. 21 HGB); auf welchen Diffe-

renzen oder steuerlichen Verlustvorfrägen die latenten Steuern beruhen und mit wel-

chen Steuersätzen die Bewertung erfolgt ist ($ 285 Nr. 29 HGB).

o Beispiele für Angabepflichten im Lagebericht ($$ 289, 289a) sind die Angabenzv

wesentlichen Merkmalen des internen Kontroll- und des Risikomanagementsystems

(IKS/RMS) im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess, sofern ein solches exis-

tiert ($ 289 Abs. 5 HGB) und die Erkllirung der Unternehmensführung mn Corporate

Governance Kodex, zttUnternehmenskodizes sowie zur Arbeitsweise von Vorstand

und Aufsichtsrat nach $ 289a HGB.

Das Controlling kann bei der Festlegung der Informationspolitik und bei vorsorglichen Ges-

talfungen eingebunden werden. Zusammen mit internen Revisoren können Controller auch im

Falle einer etwaigen Errichtung eines IKS/RMS Hilfestellung bieten. Wie gesehen, bieten die

Neuregelungen vielfach mehr oder minder fundamentale Ansatzpunkte für eine Zusammenar-

beit avischen Bilanzern und Controllern.

Im Folgenden wird ein Bilanzierungsfeld ausführlicher gewürdigt werden: Die Entwicklungs-

ko sten von s elb st ges chaffenen Vermö gens ge genstiinden.

Aktivierung von Enfinicklungskosfen (hei selbsf geschaffenen Vermö-

gensge genständen)

$ 248 Abs. 2 HGB n.F. gewährt ein Wahlrecht, selbst geschaffene immaterielle Vermögens-

gegenstände des Anlagevermögens zu aktivieren, sofern es sich nicht um ,,selbst geschaffene

Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten oder vergleichbare immaterielle Vermö-

gensgegenstände des Anlagevermögens" (Satz 2) handelt. Eine Inanspruchnahme des Aktivie-

rungswahlrechts ist insbesondere bei Unternehmen in Betrachtztrziehen, die ihre Geschäfts-
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üitigkeit im internationalen Vergleich darstellen mässen. Weitere Voraussetzungen werden

sein, dass es etwa nach IFRS branchenüblich ist, selbst geschaffene Vermögenswerte auszu-

weisen, aber nur ein HcB-Abschluss erstellt werden soll. Sofern nur nationale Adressaten

drnch die Aktivierung umfassender über die wirtschaftliche Lage informiert werden sollen, ist

zu bedenken, dass ein beachtenswerter Teil der Öffentlichkeit dem Wahlrecht kritisch gege-

nübersteht (vgl. nw Küting, K./Pfiimonn, A./Ellmann, D.,2009). Dies wurde vor allem im

Rahmen der öffentlichen Anhörun g mm BilMoG im Rechtsausschuss deutlich. Die Skepsis

grändet sowohl auf Zweifeln daran, dass Unternehmensleitungen freiwillig Einblick in ihre

Bemtihungen zum Aufbau von Erfolgspotentialen geben werden, als auch auf den erheblichen

Ermessensspielräumen. Folgerichtig haben Banken und Ratingagenturen angekändigt, die

Wahlrechtsausübung im Rahmen ihrer bllatuanalytischen Aufbereitungen wieder zu eliminie-

ren, auch um eine (weitgehende) Vergleichbarkeit mit Unternehmen im Jahr der Aktivierung

und in Folgeperioden herzustellen, die selbst geschaffene Vermögensgegenstände nicht akti-

vieren.

Das Aktivierungswahlrecht für Entwicklungskosten soll grundsätzlich ausübbar sein, sofern

das Entstehen eines Vermögensgegenstands überwiegend wahrscheinlich ist. Ermessensspiel-

räume bestehen, weil Entwicklungskosten nicht eindeutig von mit einem Aktivierungsverbot

belegten Forschungskosten zu trennen sind (vgl. Tabelle 5), ein einheitlicher Vermögensge-

genstandsbegriff im Schrifttum fehlt und die überwiegende Entstehenswahrscheinlichkeit eine

gewisse Subjektivität erfordert. Die Gestaltungsspielräume werden nur in engen Grenzen

durch das Stetigkeitspriruip imZeitablauf beschänkt, weil der Übergangszeitpunkt von der

Forschungs- in die Entwicklungsphase einzelfallbezogen zu untersuchen ist. Alle danach an-

fallenden Herstellungskosten für Güter, wie Materialien, Produkte, geschützte Rechte oder

auch ungeschütztes Knowhow oder Dienstleistungen, sowie für Verfahren in einem weiten

Sinne, wie Produktions- und Herstellungsverfähren oder entwickelte Systeme sind aktivie-

nrngs- und als selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ahnliche Rechte und Werte -
nicht aber analog zu Anlagen im Bau - ausweispflichtig (vgl. zur Bewertung Tabelle 4). Nach

Abschluss der Entwicklung sind in der Vermarktungsphase planmäßig und ggf. außerplanmä-

ßige Abschreibungen bei dauerhafter Wertminderung sowie Zuschreibungen bei Wegfall der

Grtinde zu erfassen. Dabei werden die planmäßigen Abschreibungen der Entwicklungskosten

über die wirtschaftliche Nutzungsdauer zu Herstellungskostenbestandteilen der hiermit

erstellten Produkte. Die Aktivierungen/Werterhöhungen und -minderungen werden angesichts

des Aktivierungsverbots für Entwicklungskosten in der Steuerbilanz zudem von der Bil-
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dung/Erhöhung und Herabsetzung von passiven latenten Steuern sowie einer um die passiven

latenten Steuern gektirzten Auss chUttungssp erre be gleitet.

Tab. 5: Abgrenzung von Forschung und Entwicklung

Auf die Controllerarbeit hat die wahlweise Aktivierung von Entwicklungskosten wesentliche

Konsequettzen. Neben den bereits angesprochenen Feldern der Kennzahlenanpassung/Daten-

interpretation und der latenten Steuern sind dies (vgl. ausführlichWulf, l./Schmidt, W.,2009,

S. 100 f.bnr.103 ff.):

. Implementierung einer Projektorganisation: Mit dem Ziel einer venrsachungsgerech-

ten Kostenzurechnung sind Kostenstellen oder Kostenträger so anzulegen, dass ein-

deutige Leistungsparameter in einem Lastenheft vereinbart sowie Einnahmen und

Ausgaben Zugeordnet werden können. Abgrenzungsfragen sind vom Kostenstellenlei-

ter bzw. bei entsprechender Größenordnung in Kooperation mit dem Controller zu lö-

sen.

o Sicherung einer konsistenten Berichterstattung in Anhang und Lagebericht: Alle ent-

wicklungsbezogenen Transaktionen (auch unterhalb der Aktivierungsschwelle) sind

aus der Buchhaltung zu übernehmen und entsprechend ihrer Zwechenbarkeit auf die

Kostenträger in Einzel- und Gemeinkosten aufzuteilen. Flankierend ist das Vorliegen

der Aktivierungsvoraussetzungen zu dokumentieren und eine einheitliche Datenbasis

flir das interne und externe Rechnungswesen zu gewährleisten. Dabei wird sich zei-

gen, dass die verbesserte Dokumentation die Möglichkeiten der Steuerung des Ent-

wicklungsbereichs verbessert.

..f:OfSüifä!l.:.,..,i::...:..i.,::,.i:..:r,::..:':..::.,.:,,',,::, : :,':

:,,f t,,'l55, atsi, 2a.'$atz gHGnt
Legaldefinition ,,Forschung ist die eigenständige

und planmäßige Suche nach
neuen wissenschaftlichen oder
technischen Erkenntnissen oder
Erfahrungen allgemeiner Art
über deren technische
Verwertbarkeit und
wirtschaftliche
Erfolgsaussichten grundsätzlich
keine Aussagen gemacht werden
können"

,,.. . Forschung und Entwicklung
ft önnen) nicht verlässlich
voneinander unterschieden
werdent'

,,Entwicklung ist die
Anwendung von
Forschungsergebnissen oder von
anderem Wissen für die
Neuentwicklung von Gütern
oder Verfahren oder die
Weiterentwicklung von Gütern
oder Verfahren mittels
wesentlicher Anderungen."

REtüftff*öe;.i... hfidh$kd$üiüü$ Niöhü ffiäfi..tlü t iCfüilif*ffiichf
Contollingsicht Eher Gnrndlagenforschung Definiertes Entwicklungsproj ekt Beginn : hochstrvahrscheinliche

Vermög ensg egenstands entste-
hung absehbar
Ende: Markt- bzw. Einsatzreife

Angabepflicht im Anhang
($ 285 Nr.22 HGB)

Gesamtbereich der Forschungs- und Entwicklungskosten des Gesch?iftsjahrs (:Grundlagenforschung *
Graubereich + aktivierungsfiihige Entwicklungskosten (aktivierte und nicht aktivierte) sowie
Davon-Aneabe des aktivierten Befrags.
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Nachweis der Aktivierungsvoraussetzungen gemäß Tabelle 6 (in Anlehnung an WuA

I./Schmidt, W.,2009, S. 104; Schmidt, M.,2009, S. 121). Dabei ist ergänzend nach-

vollziehbar zv dokumentieren, warum und ab w:rnn mit hoher Wahrscheinlichkeit von

dem Entstehen eines immateriellen Vermögensgegenstands auszugehen ist. Aktivie-

rungsfühig sind nur die nachfolgenden, nicht aber die vorhergehenden Aufwendungen

(Nachaktivierungsverbot; vgl. Kahle, H./Haas, M.,2009, S. 35f.)

Tab. 6: Checkliste zur Beurteilung der Ansatzkriterien

Erfassung der Herstellungskosten: Voraussetzung ist die Einrichtung einer eigenstän-

digen Kostenstelle bmt. eines eigenständigen (statistischen) Kostenträgers je Entwick-

lungsprojekt. Dies verbessert auch die Möglichkeiten einer gezieltenProjektsteuerung,

einer wirksamen Zieleneichungsprognose genehmigter Lastenhefte und der damit

verbundenen Entwicklungsbudgets. Eine konsistente Erfassung der Buchung erfordert

ein integriertes Finanz- und Rechnungswesen oder entsprechende Schniftstellen etwa

arm internen und externen Rechnungswesen. Zudem sind weitere Grundlagen zur

Gewährleistung einer Kostenzurechnung zu schaffen. Beispielsweise müssen Zeiter-

fassungen mit Tätigkeitsbeschreibungen erfolgen und Schlüssel für die Aufteilung von

Gemeinkosten, wie Raumkosten oder Abschreibungen auf Maschinen, festgelegt wer-

den.

Nachweis der Nutzungsdauer und des Werüninderungsbedarß: Bei Festlegung der

Nutzungsdauern ist eine Orientierung an durchschnittlichen geplanten Produktlebens-

ryklen geboten und zu dokumentieren. Zudem ist festzulegen, wie die Notwendigkeit

außerplanmäßiger Abschreibungen methodisch-rechnerisch überprüft werden soll. O-

rientiert an IDW S 5 (Grundsätze zur Bewertung immaterieller Vermögenswerte) ist

ii#fi öni:f:i$::i l$hälffiiiffi:ffisi:is;Eli.i N fi*ltt#sö:ii:i.

(a) Technische Realisierbarkeit bis zur Marktreife Protot5p, Modell, Beta-Version einer Sofbware, Sachverständi-
sensutachten

(b) Fertigstellungs- sowie Nutzungs- bzw. Veräußerungsab-
sicht

Rechtsfolge: Aktivierungspfl icht

(c) Fähiskeit zur Nutzuns oder Veräußeruns Absatzplan. behördliche Genehmizune
(d) Schlüssige Erläuterung der Art der Nutzenerzielung Durchführung von Marktforschungen bzw. Erstellen einer

Marktstudie mit entsprechenden Cashflow-lErgebnisplanungen
über die wirtschaftlichen Erfolgsaussichten; Wirtschaftlich-
keitsstudie, Kosten-Nutzen-Analyse bzw. Chancen-Risiken-
Audit; Planergebnisrechnung

(e) Verfügbarkeit adäquater technischer, finanzieller und
sonstiger Ressourcen zur Beendigung der Entwicklung
und Nutzuns oder Veräußerune

Business-Plan zur Dokumentation der Verfügbarkeit notwen-
diger technischer, finanzieller und sonstiger Ressourcen (Fi-
nanz- und Produktionsnlan)

(D F?ihigkeit zur verlässlichen Bewertung der Entwicklungs-
kosten

Kostenrechnungssystan; Proj ektkalkulation
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ein markpreis-, kapitalwert- oder kostenorientiertes Verfahren ausruwählen und im

System zu hinterlegen.

o Dokumentation der Ausweisvorschrift: Letrtlichwird eine Nebenbuchhaltung für die

selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenstände notwendig, die separat in

Bllarzund Anlagespiegel ausweis- und im Anhang erläuterungspflichtig sind. Zube-

achten ist, dass Entwicklungsprojektdefinition und bilanzieller Status als (Aufiven-

dungen für) selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände nicht zusarnmen

fallen aber eindeuti g abgrenzbar sein müssen. Dies wäre dann der Fall, wenn eine

Entwicklungsprojektkostenstelle bereits eingerichtet und Aufwendungen hierauf er-

fasst werden, bevor die Aktivierungsschwelle erreicht ist. Im Anhang anzvgeben ist

schließlich der Gesamtbeffag der Forschungs- und Entwicklungskosten des Geschäfß-

jahrs (- Grundlagenforschung * Graubereich + aktivierungsftihige Entwicklungskos-

ten (aktivierte und nicht aktivierte) sowie der davon auf die selbst geschaffenen imma-

teriellen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens entfallende Betrag ($ 285 Nr.

22HGB)).

Insgesamt erfordert die freiwillige Aktivierung von Entwicklungskosten nicht nur Anpassun-

gen im Rechnungswesen, sondern die Zusammenarbeit von Buchhaltung, Conftolling und

Forschungs- und Entwicklungsbereich (vgl. Schmitt, M.,2009, S. 123ff. bzvt. S. 129), um

letztlich aufbauend auf einer Prozessorganisation im Forschungs- und Entwicklungsbereich

funktionierende Prozesse für die Aktivierung und Abschreibung selbst geschaffener immate-

rieller Vermögensgegenstände aufzusetzen.

4. Management-Reporting

Mit Management-Reporting wird die regelmäßige, standardisierte, interne Berichterstattung

an die obersten Leitungsebenen des Unternehmens bezeichnet. Hierzu zählen auch unterneh-

menswertorientierte Kennzahlen und sonstige Performancerechnungen. Eine maßgebliche

Quelle für den Dateninput bildet hierbei die externe Finanzberichterstattung. Vor dem Hinter-

grund des BilMoG und den Annäherungen an die IFRS könnte die Frage aufgeworfen wer-

den, ob eine unternehmenswertorientierte Steuerung - etwa nach dem Economic Value Ad-

ded-Konzept - ktinftig BilMoG-, statt IFRS-basiert erfolgen sollte. Hierfiir spricht der Um-

stand, dass Nachteile der IFRS vermieden werden könnten, wie die Problematik der Ande-

rungsgeschwindigkeit der Normen sowie der erfolgsneutralen Eigenkapitalverrechnungen
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(sog. dirty surplus; vgl. Wagenhofer, A.,2005, S. 574ff.). Zudem indizieren die Annäherungen

an die IFRS, dass weniger Überleitungsschritte von dem HGB n.F. auf das EVA-Konzept der

Theorie notwendig werden als bei Verwendung des HGB a.F.. Eine genaue Analyse ergibt

jedoch, dass neben wesentlichen Konvergerzen auch wesentliche Divergenzen durch das

BilMoG entstehen (vgl. umfassendLorson, P./Melcher, W./Zündorf, H., 2010).

Neben der Unternehmenswertorientierung des HGB n.F. ist noch die Frage nach bestehenden

Risiken flir Unternehmen, die bilanzielle Werte oder Bilanzl<ennzahlen bislang ohne Korrek-

tur für Performancerechnungen oder Management-Reports genutzt haben, aufzuwerfen. Diese

Unternehmen werden feststellen, dass die veränderten Rechnungslegungsnoflnen teilweise zu

Sffukturbrüchen bei den von ihnen regelmäßig berechneten Kennzahlen (2.8. mBllannelati-

onen oder zur Brutto-Marge vom Umsatz im Rahmen der GuV nach dem UKV) führen (rrgl.

beispielhaftntAuswirkungen des BilMoG auf Kennzahlen Radinger, G.,2009, S. 198ff.; vgl.

zu einer umfassenderen Fallstudie Petersen, K./Zwirner, Ch./Ktinkele, K.P.,2009). Hierauf ist

bei der Dateninterpretation zu achten.

Weniger Beachtung finden die Auswirkungen der durch das BilMoG ausgeweiteten Zeitwert-

bilanzierung, sofern hiermit unrealisierte Vermögensmehrungen gezeigpwerden. Beispiels-

weise muss das insolvenzfeste Vermögen m Zeitwerten mit den Pensionsrückstellungen sal-

diert werden. Liegen die Zeitwerte oberhalb der Anschaffungskosten, erfolgt also stillschwei-

gend gegenüber dem HGB a.F. ein höherer Reinvermögensausweis bzur. Periodenerfolg nach

Maßgabe der Differenz nxrischen Zeifrrert und fortgeführten Anschaffungskosten des De-

ckungsvermögens - ggf. gektirzt um passive latente Steuern. Greifen variable Vergütungssys-

teme auf den Periodenerfolg als Bemessungsgrundlage zurück, so ergibt sich ein systemati-

scher Unterschied anrischen dem Dateninput nach HGB n.F. und dem nach HGB a.F. Dieser

Unterschied betrifft das Niveau der Bemessungsgnrndlage ebenso wie deren zeitliche Ent-

wicklung. Durch den Zeitwerteinfluss wird der Periodenerfolg ktinftig volatiler. Übersteigt

nun das Deckungsvermögen die Pensionsrückstellungen ist dieser Aktivüberhang (diese Ü-

berdeckung) auf der Aktivseite auszuweisen. Zugleich ist auf der Passivseite eine Ausschüt-

tungssperre in Höhe des Aktivüberhangs zu bilden. Dies erfolgt nicht durch eine erfolgswirk-

same Buchung, sondern durch eine Anpassung des Betrags an Gewinnrücklagetr, die nach

einer erfolgten Ausschüttung erhalten bleiben muss.

Aus Tab elle 7 ist der Einfluss der Zeitwertbilanzierung auf den Periodenerfolg ersichtlich. Er

ergibt sich als Neubewertungsbetrag abzüglich passiver latenter Steuern. Zudem ist in der

Variante 2 die Ausschüthrngsbegrenzung in Höhe des um passive latente Steuern gekürzten
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Aktivpostens zu berücksichtigen. Basiert schließlich die variable Vergütung auf dem bilan-

ziellen Periodenerfolg wärden nichfrealisierte Gewinne (aus der Zeitwertbewertung des De-

ckungsvermögens) vergütungsrelevant. Zugleich wtirde die bilanzielle Ausschüttungssperre

negiert.

Tab. 7: Auswirkungen der Zeitwertbilanzierung auf den Periodenerfolg

Hierauf weisen KempeZ,immelmann (T.N.2009, S. 9) ausführlich und anhand weiterer Bei-

spiele hin. Im Ergebnis plädieren sie an die Verantwortlichen in der Praxis die ,,Ausschüt-

tungssperre in die erfolgsabhängigen Kennzahlen für Geschäftsleitervergütungen einbezie-

hen". Für die Confollerarbeit bedeutet dies also die Beachtottg gesetzlich kodifizierter Aus-

schüttungssperren im Rahmen variabler Vergütungssysteme und fehlender Ausschüttungs-

sperren, um den Abfluss stiller Reserven 
^tbegreruen. 

Das Beispiel in Tabelle 7 zeigl, dass

die Ausschüttungssperren, die auch auf Entwicklungskosten und den Überhang der aktiven

über die passiven Steuerrlzvbilden sind, einen Abfluss stiller Reserven nicht begrenzen.

Fazit

Die Ausführungen haben zahkeiche potenzielle Auswirkungen des BilMoG für das Control-

ling aufg ezeigl. Diese befreffen zunächst Abwägungen zur buchhalterischen Trennung von

Handels- und Steuerbilanz und Vereinfachungen des Rechnungslegungsprozesses. Zudem

wurde konzise dargelegt, welche potenzielle Confiollingrelevanz einzelne Normen haben

können. Benannt wurden unter anderem die Bilanzierungsfelder wirtschaftliche Zwechnung,

derivative Geschäfts- oder Firmenwert, Rückstellungen, Pensionsrückstellungen, Deckungs-

vermögen, Hedge Accounting, Bewertung zur Herstellungskosten oder beizulegenden Zeit-

werten, Fremdwährungsumrechnung, latente Steuern, aber auch bestehende Angabepflichten,

wie solche zum Rechnungs- und Unternehmensführungsprozess.

Ausführlicher wurden die Konsequenzen einer wahlweisen Aktivierung von Entwicklungs-

kosten dargestellt (Etablierung eines Proj ekünanagements im FUE-B ereich).

Hiernach wurde auf die begrenzte Unternehmenswerffelevanz des BilMoG, auf Interpretati-

onsprobleme bei Verwendung unmodifizierter Daten aus dem Jahresabschluss im Rahmen des

Management-Reportings hingewiesen und auf die latente Gefahr der Ausschtittung stiller Re-

5.

.llt ,i.äfltö..i.S :,$ i:E

Pensionsrückstellung 100 GE
- Deckungsvermögen (AHK) 50 GE
: Bilanzbetras (Passivseite) 50 GE

Pensionsrückstellung 100 GE
- Deckunssvermögen (Zeitwert) 80 GE
= Bilanzbetras (Passivseite) 20 GE

Pensionsrückstellung 100 GE
- Deckungsvermögen (Zeitwert) 140 GE
= Bilanzbetras (Aktivseite) 40 GE

Fiktiv: Periodenerfolg 0 GE
Fiktiv: Steuersatz 30%

Periodenerfolg (Zunahme
ssü. Aussansssituation) +21 GE

Periodenerfolg (Zunahme
esü. Aussansssituation) +63 GE

davon ausschüthrnssfähie: 0 GE davon ausschüthrnssfühie: 2l GE davon ausschüthrnqsfühis: 35 GE
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serven im Rahmen von variablen Vergütungssystemen - am Beispiel der Negierung von Aus-

schüttungssperren - eingegangen.

Das Fazit der Untersuchung lautet: Confroller müssen sich umfassend auf dem Gebiet des

BilMoG weiterbilden.

Stichwörter
o Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)
o Zusammenwirken von Bilan-ierung und Controlling
. Einheitsbilanz
o Entwicklungskosten
o Management-Reporting

Sunmary

The paper discusses potential consequences of the modemized system of German GAAP

@ilanzrechtsmodernisierungsgesetz; BiMoG) for controlling and management reporting.

Fields of interest are the firther divergence from tax balances and simplification of the

financial accounting process.

_ The consideration ofmain changes in accounting rules reveals a broad freld ofdifferent

potential consequences. It comprises for example new information needs, methodological

- support and reconciliation ofplanning systems and assumptions. In addition the analysis

focuses on the far reaching consequences, if the option to capitalize dwelopment cost is

exercised. The analysis questions also the use ofunmodified financial accounting data for

executive compensation schemes.
I

I

Keywords
o BilanzrechtsmodemisierungsgeseE (BiMoG), Act to Modernize Accounting,

- Reporting, and Auditing
o Interaction between Accounting and Controlling
o Balance sheet for both tax aüd financial reporting.
o Development Cost
o Management Reporting
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